
Artikel 1 

Ziel dieses Übereinkommens ist es,  

a) die sofortige Rückgabe widerrechtlich in einen Vertragsstaat verbrachter oder dort 
zurückgehaltener Kinder sicherzustellen, und 

b) zu gewährleisten, dass das in einem Vertragsstaat bestehende Sorge- und Besuchsrecht in den 
anderen Vertragsstaaten tatsächlich beachtet wird. 

  

Artikel 3 

Das Verbringen oder Zurückhalten eines Kindes gilt als widerrechtlich, wenn  

a) dadurch das Sorgerecht verletzt wird, das einer Person, Behörde oder sonstigen Stelle allein oder 
gemeinsam nach dem Recht des Staates zusteht, in dem das Kind unmittelbar vor dem Verbringen 
oder Zurückhalten seinen gewöhnlichen Aufenthalt, hatte und 

b) dieses Recht im Zeitpunkt des Verbringen oder Zurückhaltens allein oder gemeinsam tatsächlich 
ausgeübt wurde oder ausgeübt worden wäre, falls das Verbringen oder Zurückhalten nicht 
stattgefunden hätte.  

Das unter Buchstabe a) genannte Sorgerecht kann insbesondere kraft Gesetzes, aufgrund einer 
gerichtlichen oder behördlichen Entscheidung oder aufgrund einer nach dem Recht des betreffenden 
Staates wirksamen Vereinbarung bestehen. 

Artikel 7 

Die zentralen Behörden arbeiten zusammen und fördern die Zusammenarbeit der zuständigen 
Behörden ihrer Staaten, um die sofortige Rückgabe von Kindern sicherzustellen und auch die 
anderen Ziele dieses Abkommens zu verwirklichen. 

Insbesondere treffen sie unmittelbar oder mit Hilfe anderer alle geeigneten Maßnahmen um 

a) den Aufenthaltsort eines widerrechtlich verbrachten oder zurückgehaltenen Kindes ausfindig zu 
machen; 

b) weitere Gefahren von dem Kind oder Nachteile von den betroffenen Parteien abzuwenden, indem 
sie vorläufige Maßnahmen treffen oder veranlassen; 

c) die freiwillige Rückgabe des Kindes sicherzustellen oder eine gütliche Regelung der Angelegenheit 
herbeizuführen; 

d) soweit zweckdienlich Auskünfte über die soziale Lage des Kindes auszutauschen; 

e) im Zusammenhang mit der Anwendung des Übereinkommens allgemeine Auskünfte über das 
Recht ihrer Staaten zu erteilen; 



f) ein gerichtliches oder behördliches Verfahren einzuleiten oder die Einleitung eines solchen 
Verfahrens zu erleichtern, um die Rückgabe des Kindes zu erwirken sowie gegebenenfalls die 
Durchführung oder die wirksame Ausübung des Rechts zum persönlichen Umgang zu gewährleisten; 

g) soweit erforderlich die Bewilligung von Prozesskosten und Beratungshilfe, einschließlich der 
Beiordnung eines Rechtsanwalts, zu veranlassen oder zu erleichtern; 

h) durch etwa notwendige oder geeignete behördliche Vorkehrungen die sichere Rückgabe des 
Kindes zu gewährleisten; 

i) einander über die Wirkungsweise des Übereinkommens zu unterrichten und Hindernisse, die 
seiner Anwendung entgegenstehen, soweit wie möglich auszuräumen. 

Artikel 9 

Hat die zentrale Behörde, bei der ein Antrag nach Artikel 8 eingeht, Grund zu der Annahme, dass sich 
das Kind in einem anderen Vertragsstaat befindet, so übermittelt sie den Antrag unmittelbar und 
unverzüglich der zentralen Behörde dieses Staates; sie unterrichtet davon die ersuchende zentrale 
Behörde oder gegebenenfalls den Antragsteller. 

  

Artikel 10 

Die zentrale Behörde des Staates, in dem sich das Kind befindet, trifft oder veranlasst alle geeigneten 
Maßnahmen, um die freiwillige Rückgabe des Kindes zu bewirken. 

Artikel 11 

In Verfahren auf Rückgabe von Kindern haben die Gerichte oder Verwaltungsbehörden eines jeden 
Vertragsstaates mit der gebotenen Eile zu handeln.  

Hat das Gericht oder die Verwaltungsbehörde, die mit der Sache befasst ist, nicht innerhalb von 
sechs Wochen nach Eingang des Antrags eine Entscheidung getroffen, so kann der Antragsteller oder 
die zentrale Behörde des ersuchten Staates von sich aus oder auf Begehren der zentralen Behörde 
des ersuchenden Staates eine Darstellung der Gründe für die Verzögerung verlangen. Hat die 
zentrale Behörde des ersuchten Staates die Antwort erhalten, so übermittelt sie diese der zentralen 
Behörde des ersuchenden Staates oder gegebenenfalls dem Antragsteller. 

Artikel 12 

Ist ein Kind im Sinne des Artikels 3 widerrechtlich verbracht oder zurückgehalten worden und ist bei 
Eingang des Antrags bei dem Gericht oder der Verwaltungsbehörde des Vertragsstaates, in dem sich 
das Kind befindet, eine Frist von weniger als einem Jahr seit dem Verbringen oder Zurückhalten 
verstrichen, so ordnet das zuständige Gericht oder die zuständige Verwaltungsbehörde die sofortige 
Rückgabe des Kindes an. 

Ist der Antrag erst nach Ablauf der in Absatz 1 bezeichneten Jahresfrist eingegangen, so ordnet das 
Gericht oder die Verwaltungsbehörde die Rückgabe des Kindes ebenfalls an, sofern nicht erwiesen 
ist, daß das Kind sich in seine neue Umgebung eingelebt hat.  



Hat das Gericht oder die Verwaltungsbehörde des ersuchten Staates Grund zu der Annahme, daß das 
Kind in einen anderen Staat verbracht worden ist, so kann das Verfahren ausgesetzt oder der Antrag 
auf Rückgabe des Kindes abgelehnt werden.  

Artikel 13 

Ungeachtet des Artikels 12 ist das Gericht oder die Verwaltungsbehörde des ersuchten Staates nicht 
verpflichtet, die Rückgabe des Kindes anzuordnen, wenn die Person, Behörde oder sonstige Stelle, 
die sich der Rückgabe des Kindes widersetzt, nachweist,  

a) dass die Person, Behörde oder sonstige Stelle, der die Sorge für die Person des Kindes zustand, das 
Sorgerecht zur Zeit des Verbringens oder Zurückhaltens tatsächlich nicht ausgeübt, dem Verbringen 
oder Zurückhalten zugestimmt oder dieses nachträglich genehmigt hat oder 

b) dass die Rückgabe mit der schwerwiegenden Gefahr eines körperlichen oder seelischen Schadens 
für das Kind verbunden ist oder das Kind auf andere Weise in eine unzumutbare Lage bringt. 

Das Gericht oder die Verwaltungsbehörde kann es ferner ablehnen, die Rückgabe des Kindes 
anzuordnen. wenn festgestellt wird, dass sich das Kind der Rückgabe widersetzt und dass es ein Alter 
und eine Reife erreicht hat, angesichts deren es angebracht erscheint, seine Meinung zu 
berücksichtigen.  

Bei Würdigung der in diesem Artikel genannten Umstände hat das Gericht oder die 
Verwaltungsbehörde die Auskünfte über die soziale Lage des Kindes zu berücksichtigen, die von der 
zentralen Behörde oder einer anderen zuständigen Behörde des Staates des gewöhnlichen 
Aufenthaltes des Kindes erteilt worden sind.  

Artikel 16 

Ist den Gerichten oder Verwaltungsbehörden des Vertragsstaates, in den das Kind verbracht oder in 
dem es zurückgehalten wurde, das widerrechtliche Verbringen oder Zurückhalten des Kindes im 
Sinne des Artikels 3 mitgeteilt worden, so dürfen sie eine Sachentscheidung über das Sorgerecht erst 
treffen, wenn entschieden ist, dass das Kind aufgrund dieses Übereinkommens nicht zurückzugeben 
ist, oder wenn innerhalb angemessener Frist nach der Mitteilung kein Antrag nach dem 
Übereinkommen gestellt wird.  

Artikel 19 

Eine aufgrund dieses Übereinkommens getroffene Entscheidung über die Rückgabe des Kindes ist 
nicht als Entscheidung über das Sorgerecht anzusehen. 

Artikel 21 

Der Antrag auf Durchführung oder wirksame Ausübung des Rechts zum persönlichem Umgang kann 
in derselben Weise an die zentrale Behörde eines Vertragsstaates gerichtet werden wie ein Antrag 
auf Rückgabe des Kindes. 

Die zentralen Behörden haben aufgrund der in Artikel 7 genannten Verpflichtung zur 
Zusammenarbeit die ungestörte Ausübung des Rechts zum persönlichen Umgang sowie die Erfüllung 
aller Bedingungen zu fördern, denen die Ausübung dieses Rechts unterliegt. Die zentralen Behörden 



unternehmen Schritte, um soweit wie möglich alle Hindernisse auszuräumen, die der Ausübung 
dieses Rechts entgegenstehen. 

Die zentralen Behörden können unmittelbar oder mit Hilfe anderer die Einleitung eines Verfahrens 
vorbereiten oder unterstützen mit dem Ziel, das Recht zum persönlichen Umgang durchzuführen 
oder zu schützen und zu gewährleisten, dass die Bedingungen, von denen die Ausübung dieses 
Rechts abhängen kann, beachtet werden. 

Artikel 26 

Jede zentrale Behörde trägt ihre eigenen Kosten, die bei der Anwendung dieses Übereinkommens 
entstehen. 

Für die nach diesem Übereinkommen gestellten Anträge erheben die zentralen Behörden und 
andere Behörden der Vertragsstaaten keine Gebühren. Insbesondere dürfen sie vom Antragsteller 
weder die Bezahlung von Verfahrenskosten noch der Kosten verlangen, die gegebenenfalls durch die 
Beiordnung eines Rechtsanwalts entstehen. Sie können jedoch die Erstattung der Auslagen 
verlangen, die durch die Rückgabe des Kindes entstanden sind oder entstehen. 

Ein Vertragsstaat kann jedoch einen Vorbehalt nach Artikel 42 anbringen und darin erklären, dass er 
nur insoweit gebunden ist, die sich aus der Beiordnung eines Rechtsanwalts oder aus einem 
Gerichtsverfahren ergebenen Kosten im Sinn des Absatzes 2 zu übernehmen, als diese Kosten durch 
sein System der Prozesskosten und Beratungshilfe gedeckt sind. 

Wenn die Gerichte oder Verwaltungsbehörden aufgrund dieses Übereinkommens die Rückgabe des 
Kindes anordnen oder Anordnungen über das Recht zum persönlichen Umgang treffen, können sie, 
soweit angezeigt, der Person, die das Kind verbracht oder zurückgehalten oder die Ausübung des 
Rechts zum persönlichen Umgang vereitelt hat, die Erstattung der dem Antragsteller selbst oder für 
seine Rechnung entstandenen notwendigen Kosten auferlegen; dazu gehören insbesondere die 
Reisekosten, alle Kosten oder Auslagen für das Auffinden des Kindes, Kosten der Rechtsvertretung 
des Antragstellers und Kosten für die Rückgabe des Kindes.  

Artikel 34 

Dieses Übereinkommen geht im Rahmen seines sachlichen Anwendungsbereichs dem 
Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 über die Zuständigkeit der Behörden und das anzuwendende 
Recht auf dem Gebiet des Schutzes von Minderjährigen vor, soweit die Staaten Vertragspartner 
beider Übereinkommen sind. Im übrigen beschränkt dieses Übereinkommen weder die Anwendung 
anderer internationaler Übereinkünfte, die zwischen dem Ursprungsstaat und dem ersuchten Staat 
in Kraft sind, noch die Anwendung des nichtvertraglichen Recht des ersuchten Staates, wenn dadurch 
die Rückgabe eines widerrechtlich verbrachten oder zurückgehaltenen Kindes erwirkt oder die 
Durchführung des Rechts zum persönlichen Umgang bezweckt werden soll. 

  

Gesetz zur Ausführung von Sorgerechtsübereinkommen und zur Änderung des Gesetzes über die 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit sowie anderer Gesetze vom 5. April 1990, zuletzt 
geändert durch das Gesetz zur Änderung von Zuständigkeiten nach dem 
Sorgerechtsübereinkommens-Ausführungsgesetz vom 13. April 1999 (SorgeRÜbkAG) 



§8 (Wirksamkeit der Entscheidung; Rechtsmittel) 

(1) Eine Entscheidung, die zur Rückgabe des Kindes in einen anderen Vertragsstaat verpflichtet, wird 
erst mit Eintritt der Rechtskraft wirksam. Das Gericht kann die sofortige Vollziehung der 
Entscheidung anordnen. 

(2) Gegen eine im ersten Rechtszug ergangene Entscheidung findet nur das Mittel der sofortigen 
Beschwerde zum Oberlandesgericht nach §22 des Gesetzes über die Angelegenheiten der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit statt; §28 Abs. 2 und 3 dieses Gesetzes gilt sinngemäß. Ein Rechtsmittel gegen eine 
Entscheidung die zur Rückgabe des Kindes verpflichtet, steht nur dem Antragsgegner, dem 
mindestens 14 Jahre alten Kind persönlich und dem beteiligten Jugendamt zu. Eine weitere 
Beschwerde findet nicht statt. 

§12 (Anwendbarkeit beider Übereinkommen) 

Kommt im Einzelfall die Rückgabe des Kindes nach dem Haager und dem Europäischen 
Übereinkommen in Betracht, so sind zunächst die Bestimmungen des Haager Übereinkommens 
anzuwenden, sofern der Antragsteller nicht ausdrücklich die Anwendung des Europäischen 
Übereinkommens begehrt.  

§13 (Prozesskosten - und Beratungshilfe) 

Abweichend von Artikel 26 Abs. 2 des Haager Übereinkommens findet eine Befreiung von 
gerichtlichen und außergerichtlichen Kosten bei Verfahren nach diesem Übereinkommen nur nach 
Maßgabe der Vorschriften über die Beratungshilfe und Prozesskostenhilfe statt. 


